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des Kaiserreichs, die eine nachhaltige Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse breiter Bevölkerungs-
schichten bewirkte. Manchem Ökonomen gilt diese insti-
tutionelle Innovation jedoch in erster Linie als historischer 
Einstieg in einen überbordenden Wohlfahrtsstaat. Insbe-
sondere der Münchner Volkswirt Hans-Werner Sinn hat 
wiederholt gegen Bismarcks Sozialversicherung polemi-
siert, die er für den starken Rückgang der Geburtenraten 
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3. Galasso et al. (2009) beobachten, dass der nega-
tive Zusammenhang zwischen der Generosität der 
Altersversicherung und der Fertilität in denjenigen 
Volkswirtschaften schwächer ausgeprägt ist, wo ein 
ausgereiftes Finanzsystem es den Menschen erlaubt, 
durch private Ersparnisbildung eigenständig fi nanzielle 
Vorsorge fürs Alter zu betreiben. Eine Erhöhung der Al-
tersrenten bewirke dann nämlich eher den Abbau pri-
vater Ersparnisse als eine Reduktion in der geplanten 
Kinderzahl. Um 1889 gab es in Deutschland bereits ein 
fl ächendeckendes System von eigens für die Arbei-
ter geschaffenen Sparkassen. Lehmann-Hasemeyer 
und Streb (2018) zeigen, dass es nach Einführung von 
Bismarcks Sozialversicherung tatsächlich zur Verdrän-
gung privater Ersparnis kam – wodurch der demogra-
fi sche Effekt der Altersversicherung wahrscheinlich 
gedämpft wurde.
4. Es wird gerne übersehen, dass Bismarcks Sozialver-
sicherungssystem auch eine Kranken- (1883) und 
Unfallversicherung (1884) umfasste, die wesentlich 
generöser ausgestaltet waren als die Altersversiche-
rung (Jopp und Streb, 2021) und einen eigenständigen 
Einfl uss auf das demografi sche Verhalten der Men-
schen ausübten. Weil im Betrachtungszeitraum die 
überwiegende Zahl der Kinder innerhalb der Ehe ge-
boren wurden (und Ehelosigkeit somit eine der wirk-
samsten Verhütungsmethoden war), ist insbesondere 
zu fragen, wie Bismarcks Sozialversicherungszweige 
das Heiratsverhalten beeinfl ussten. Sowohl die Kran-
kenversicherung als auch die Unfallversicherung sta-
bilisierten die Einkommen durch Lohnersatzleistungen 
und kostenlose medizinische Versorgung bzw. durch 
Unfallrenten. Dies stellte einen wirksamen Anreiz zur 
Eheschließung dar, was die Zeitgenossen schon im 
Zusammenhang mit der älteren Knappschaftsversi-
und damit für die Überalterung der deutschen Gesell-
schaft verantwortlich macht. In einem mit „Führt die Kin-
derrente ein!“ überschriebenen Beitrag führte Sinn (2005) 
beispielsweise aus: „Deutschland hat die Rentenversi-
cherung erfunden und steht in der OECD-Statistik der 
Geburten pro tausend Einwohner an letzter Stelle. Diese 
Koinzidenz ist kein Zufall. [...] Die drei klassischen Motive 
für Kinder sind Sex, Kinderliebe und Alterssicherung. Die 
Medizin hat den Sex abgekoppelt, Bismarck die Alterssi-
cherung.“ Sinn rekurriert hier auf die spätestens seit Lei-
benstein (1957) unter Wirtschaftsforschenden verbreitete 
Auffassung, dass historisch Paare vor allem deshalb Kin-
der bekamen, um von diesen im Alter materiell unterstützt 
zu werden. Mutmaßlich machte die Einführung von Bis-
marcks Altersversicherung 1889 dieses Fortpfl anzungs-
motiv überfl üssig und verursachte so die in Abbildung 1 
erkennbare Beschleunigung des Geburtenrückgangs seit 
Mitte der 1890er Jahre.
Gegen diese Hypothese sprechen gewichtige Argumente: 
1. Der Geburtenrückgang war vor 1914 ein gesamtwest-
europäisches Phänomen – bei ganz unterschiedlich 
ausgeprägten Sozialsystemen. Insbesondere nahm 
das Kaiserreich im westeuropäischen Geburtenwandel 
eher die Rolle eines Nachzüglers als die eines Vorrei-
ters ein (Guinnane, 2011).
2. Boldrin et al. (2015) vertreten die Auffassung, dass die 
Altersversicherungen der führenden Industriestaaten 
das Geburtenverhalten der Versicherten erst nach 1945 
maßgeblich zu verändern begannen, weil erst dann die 
ausgezahlten Renten ein Niveau erreichten, das es den 
Rentenempfängern ermöglichte, ihren gewohnten Le-
bensstandard im Ruhestand beizubehalten. In der Tat 
betrug die Altersrente im Kaiserreich nur etwa 20 % des 
durchschnittlichen Lohnniveaus, und es ist zweifelhaft, 
ob solch eine niedrige Lohnersatzleistung schon aus-
reichte, die Arbeiterpaare davon zu überzeugen, dass 
ihre Kinder für die Alterssicherung nicht mehr benötigt 
wurden. Wenn die Generosität einer Altersversicherung 
tatsächlich eine bestimmte fi nanzielle Schwelle über-
schreiten muss, um das Geburtenverhalten spürbar 
zu beeinfl ussen, mag in Deutschland der Startschuss 
für einen durch die Altersrente ausgelösten Geburten-
rückgang gar erst im Jahr 1957 gefallen sein, als mit 
Konrad Adenauers Rentenreform die durchschnittli-
che Rentenhöhe auf einen Schlag um 60 % angehoben 
und die dynamische Rente eingeführt wurde (Hockerts, 
1990). Wenn überhaupt, müsste Hans-Werner Sinn da-
her wohl eher Adenauer als Bismarck für die anhaltend 
niedrige Fertilität der Deutschen verantwortlich ma-
chen. Die Ursachen des starken Geburtenrückgangs 
vor dem Ersten Weltkrieg blieben ungeklärt.
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richtig, dass sie deshalb heute so wenige Kinder bekom-
men – was zusätzlich unterstellt, dass die Altersvorsor-
ge ein dominierendes Motiv der Familienplanung ist. All 
das bedeutet allerdings nicht, dass die Einführung von 
Bismarcks Sozialversicherung bereits im Kaiserreich den 
Geburtenrückgang beschleunigte. Angesichts gegenläu-
fi ger Argumente kann diese Hypothese nur auf Basis em-
pirischer Analysen geprüft werden.
Bislang liegen zwei Studien vor, deren Ergebnisse sich wi-
dersprechen. Fenge und Scheubel (2017) vergleichen die 
Entwicklung in den deutschen Ländern und Provinzen in 
den beiden Stichjahren 1895 und 1907. Ungefähr 15 % des 
Rückgangs der Fertilität seien durch die Einführung von 
Bismarcks Altersversicherung erklärbar. Guinnane und 
Streb (2021) untersuchen für den Zeitraum von 1880 bis 
1910 die jährliche demografi sche Entwicklung in den preu-
ßischen Kreisen und fi nden keinen signifi kanten Einfl uss 
von Bismarcks Sozialversicherung auf die Fertilität der 
versicherten Bevölkerungsgruppen. Die unterschiedlichen 
Ergebnisse der beiden Studien mögen zum Teil darauf zu-
rückzuführen sein, dass unterschiedliche geografi sche 
Räume (Kaiserreich versus Preußen) auf unterschiedlichen 
Aggregationsniveaus (23 Länder und Provinzen versus 450 
Kreise) betrachtet werden. Hinzu kommen methodische 
Unterschiede. So berücksichtigen Guinnane und Streb 
(2021) in ihrer Analyse auch die Endogenität der beiden er-
klärenden Variablen Heiratsverhalten und Kindersterblich-
keit sowie den Einfl uss der generösen Unfallversicherung.
Wie Abbildung 1 veranschaulicht, beschränkte sich der 
demografi sche Übergang nicht auf den Rückgang der Ge-
burtenrate, sondern war überdies mit einer etwa parallel 
verlaufenden Reduktion der Sterberate verbunden. Aktuel-
le Studien legen nahe, dass die Umsetzung von Bismarcks 
Sozialversicherung die Mortalität spürbar verringerte.
cherung vermutet hatten (Jopp, 2013; Guinnane und 
Streb, 2021). Ein Arbeiter, der seine Familie auch bei 
(zeitweiser) Arbeitsunfähigkeit verlässlich versorgen 
konnte, war ein attraktiverer Ehemann. Früher zu hei-
raten ging unter sonst gleichen Umständen mit einer 
höheren Geburtenrate einher. Die direkten Auswirkun-
gen der Unfallversicherung auf die Fertilität sind ambi-
valent. Ehefrauen wussten, dass auch nach einem ar-
beitsbedingten Unfalltod ihres Partners fi nanzielle Mit-
tel in Form einer Witwenrente zur Versorgung ihrer Kin-
der verfügbar waren und sich so deren Aufzuchtkosten 
verringerten. Andererseits sank durch eine generöse 
Unfall- oder Witwenrente aber auch die Bedeutung der 
Kinder als Altersversicherung, und dies induzierte wo-
möglich eine Reduktion in der geplanten Kinderzahl. 
Der Nettoeffekt dieser beiden gegenläufi gen Einfl üsse 
kann a priori nicht bestimmt werden. Im Gegensatz zur 
Unfallversicherung sah Bismarcks Altersversicherung 
(vor 1911) keine Rentenansprüche für die Hinterbliebe-
nen des eigentlichen Versicherungsnehmers vor. Des-
halb mag die Einführung der Altersversicherung Frau-
en dazu ermutigt haben, durch Erwerbstätigkeit eigene 
Rentenansprüche aufzubauen. Im Kaiserreich waren 
die meisten versicherten Arbeiter zunächst männlich, 
doch nahm der Anteil der versicherten Frauen im Lau-
fe der Zeit zu. Durch die zunehmende Erwerbsbeteili-
gung der Frauen stiegen die Opportunitätskosten der 
Kinderbetreuung, was den üblicherweise unterstellten 
negativen Effekt der Altersversicherung auf die Gebur-
tenraten sogar noch verstärkt haben könnte.
5. Schließlich ist zu bedenken, dass wir nicht wissen, wie 
lange es dauerte, bis die Menschen ihr Heirats- und 
Geburtenverhalten an die radikal veränderten instituti-
onellen Rahmenbedingungen anpassten. Die meisten 
Deutschen hatten im Kaiserreich noch keine Erfahrung 
mit der Zahlungszuverlässigkeit einer staatlich orga-
nisierten Altersversicherung gemacht. Aber selbst mit 
dem notwendigen Systemvertrauen hätte ein junges 
Ehepaar keine geringe Leistung vollbracht, wenn es 
seine aktuellen Bemühungen um Empfängnisverhü-
tung an einer erstmals in fünfzig Jahren zur Auszah-
lung anstehenden Altersrente orientierte. Angesichts 
des als zeitlos postulierten Problems der Minderschät-
zung zukünftiger Bedürfnisse, sollten Ökonom:innen 
den jungen Arbeiterpaaren im Kaiserreich kein höheres 
Maß an wirtschaftlichem Verständnis, planerischer Vo-
raussicht und Disziplin in Verhütungsfragen unterstel-
len, als sie es Menschen heutzutage zutrauen.
Es ist durchaus möglich, dass, wie von Hans-Werner 
Sinn behauptet, die Deutschen innerhalb von 130 Jahren 
gelernt haben, sich in Fragen der Altersvorsorge auf die 
Altersversicherung zu verlassen. Vielleicht ist es sogar 
Abbildung 1
Der demografi sche Übergang in Deutschland (in den 
Grenzen von 1871)
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zu überzeugen, ihre Versicherungsbeiträge so auszudif-
ferenzieren, dass ein einzelnes Unternehmen den fi nan-
ziellen Anreiz erhielt, den eigenen Finanzierungsbeitrag 
durch erfolgreiche Unfallprävention zu reduzieren. Diese 
seit 1900 wirksamen Reformen fallen zeitlich mit einem 
Rückgang der tödlichen und sehr schweren Arbeitsunfälle 
zusammen (Guinnane und Streb, 2015).
140 Jahre nach der Einleitung von Bismarcks Sozialver-
sicherungsgesetzgebung durch die Kaiserliche Botschaft 
von 1881 stehen in aller Regel die Mängel und Schwächen 
der bestehenden deutschen Sozialversicherungszweige 
im Mittelpunkt wirtschaftspolitischer Debatten. Vielleicht 
schadet es daher nicht, sich daran zu erinnern, dass ihre 
Einführung maßgeblich zu stabileren Lebensbedingungen 
und zu einer Erhöhung der Lebenserwartung breiter Be-
völkerungsschichten beigetragen hat.
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Schon den Zeitgenossen war aufgefallen, dass mit der 
Einführung von Krankenversicherungen die Zahl der 
Krankentage pro Arbeiter anstieg. Schnell setzten „Simu-
lationsdebatten“ ein, in denen der Arbeiterschaftn Arbei-
tenden unterstellt wurde, Krankheiten nur vorzutäuschen, 
um sich zulasten der Versichertengemeinschaft einen 
faulen Lenz zu machen (Guinnane und Streb, 2011; Guin-
nane et al., 2011). Der im 19. Jahrhundert beobachtete 
Anstieg des Krankenstands deutet jedoch nicht zwangs-
läufi g auf ein Fehlverhalten der Versicherten hin. Bei feh-
lender Lohnfortzahlung mussten viele kranke Angestellte 
aus existentieller Not zur Arbeit gehen, obwohl die fortge-
setzte Arbeitsbelastung den Heilungsprozess verlängerte 
oder gar verhinderte. Durch die Auszahlung eines Kran-
kengelds wurde diesen Menschen nunmehr erstmalig die 
Möglichkeit eingeräumt, ihre Arbeit zu unterbrechen und 
sich zu Hause oder im Krankenhaus auszukurieren. Der 
hierdurch resultierende Anstieg der Krankentage pro Ar-
beiter ist deshalb nicht als moral hazard, sondern eher als 
Beleg dafür zu deuten, dass die Krankenversicherung ih-
re intendierte soziale Funktion erfüllte und Morbidität und 
Mortalität insgesamt verringerte.
Auf Grundlage historischer Daten für Preußen vergleichen 
Bauernschuster et al. (2020) die Entwicklung der Sterb-
lichkeit in der Gruppe der Arbeiter mit jener der nicht 
krankenversicherten Beamten vor und nach der Einfüh-
rung der Krankenversicherung. Wenn diese institutionelle 
Reform einen kausalen Effekt auf die Sterblichkeit aus-
übte, dann sollten die beiden Sterblichkeitstrends nach 
1884 stärker voneinander abweichen als davor. Tatsäch-
lich sank die Mortalität in der versicherten Arbeiterschaft 
stärker als unter den Beamten, was zu einem Drittel durch 
die Krankenversicherung erklärbar sei. Ihre Einführung 
habe bewirkt, dass Arbeiter weitaus häufi ger als zuvor mit 
medizinischem Personal in Kontakt kamen, von dem sie 
erfuhren, wie man sich durch die Anwendung einfacher 
Hygienevorschriften gegen Infektionskrankheiten schüt-
zen konnte. Dieser Wissenstransfer habe vor allem die 
Luftverbreitung von Krankheiten wie der Tuberkulose ver-
ringert, weil über das Trinkwasser verbreitete Infektionen 
nur durch die komplementäre Verbesserung der sanitären 
Infrastruktur eingedämmt werden konnten.
Auch wenn das Unfallversicherungsgesetz von 1884 ein-
deutig auf die nachträgliche Regulierung bereits einge-
tretener Arbeitsunfälle durch Zahlung von Unfallrenten 
ausgerichtet war, eröffnete es den für die Umsetzung 
verantwortlichen Berufsgenossenschaften doch auch 
die Möglichkeit, Unfallverhütungsvorschriften für ihre Mit-
gliedsunternehmen zu erlassen, um dem Auftreten von 
Arbeitsunfällen ex ante entgegenzuwirken. Dem Reichs-
versicherungsamt als zuständiger Regulierungsbehörde 
gelang es schließlich, die Berufsgenossenschaften davon 
